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Vorwort

Am 1. Januar 2002 trat das Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts 2002 in Kraft. Da-
mit ist die bislang größte Reform des Schuldrechts in der mehr als hundertjährigen Ge-
schichte des Bürgerlichen Gesetzbuches Wirklichkeit geworden.

Grundlegend modernisiert wurde das Vertragsrecht vom Inhalt eines Schuldverhältnisses
über das gesamte Recht der Leistungsstörungen bis zum Gewährleistungsrecht einzelner
Vertragstypen. Schuldrechtliche Sondergesetze, wie z. B. das AGB-Gesetz, Haustür-
widerrufs-Gesetz, Verbraucherkreditgesetz oder das Fernabsatzgesetz, sind in das BGB in-
tegriert worden. Das Verjährungsrecht ist vollkommen neu gestaltet.

Das vorliegende Werk enthält folgende Bereiche:

➜ Einführung in das Recht

➜ Gerichtsbarkeiten

➜ Das bürgerliche Recht (BGB)

Der Aufbau des Buches folgt der neuen Systematik der gesetzlichen Bestimmungen des
BGB und ist deshalb an keinen Lehrplan gebunden. Das Buch richtet sich an Schülerinnen
und Schüler der Berufs- und Fachschulen, Gymnasien und Kollegs. Aber auch Studierende
in der Propädeutik, Praktiker und Teilnehmer an Kursen der beruflichen Fort- und Wei-
terbildung profitieren von dem vorliegenden Werk.

Das Buch zeichnet sich dadurch aus, dass anhand einer Vielzahl praktischer und praxis-
naher Fälle das Erlernte vertieft und angewandt wird, sodass nicht nur „Kenntnis“ der
Materie vermittelt wird, sondern „Beherrschung“ des gesamten Stoffes. Ganzheitliches
Lernen ist das prägende Element des Werkes. Im Mittelpunkt des Ausbildungsbemühens
steht deshalb der selbstständig denkende und mit ausreichender Handlungskompetenz
ausgestattete Mitarbeiter. Damit wird der Forderung der KMK gefolgt, die anregt, dass der
Unterricht handlungsorientiert und möglichst nach Lernsituationen gestaltet werden soll.
Lernsituationen sind exemplarische curriculare Bausteine, die fachtheoretische Inhalte in
einen Anwendungszusammenhang bringen. 

Zahlreiche grafisch gestaltete Übersichten und Zusammenfassungen machen das Arbei-
ten mit dem Buch leicht und verständlich. Weil die Autoren nicht davon ausgehen können,
dass alle Nutzerinnen und Nutzer dieses Buches eigene Gesetzestexte vorliegen haben,
dienen die vorgegebenen gesetzlichen Vorschriften dem effektiven Arbeiten. 

Zu den zahlreichen Aufgaben, die der Konsolidierung des Lernstoffs dienen, ist ein Lösungs-
buch erschienen, das dem Benutzer seine eigene Lernerfolgskontrolle ermöglicht.

Die Verfasser sind sich bewusst, dass dem vorliegenden Band trotz aller Sorgfalt Unrich-
tigkeiten anhaften können. Sie bitten deshalb Ausbilder, Kollegen, Schüler und Studie-
rende das Buch zu prüfen und durch sachliche Kritik zur Verbesserung beizutragen.

Die Verfasser danken dem Verlag für die Ermöglichung des Projekts und die hervorragende
Unterstützung.

Rodalben-Neuhof und Tübingen, im Sommer 2002 Ferdinand Lutz, Julia Lutz

Vorwort zur 5. Auflage

Bei der 5. Auflage wurde der Stand der Gesetzgebung bis zum Herbst 2014 berücksichtigt.

Rodalben-Neuhof, im Herbst 2014 Dr. Julia Luttenberger, Ferdinand Lutz
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Themenkreis I: Recht

1.1 Begriff und Wesen des Rechts

Diese Regeln existieren als Gebote (du sollst), als Gewährungen (du kannst) und als Ver-
bote (du darfst nicht).

Beispiele  

● Gebote (du sollst!)

§ 535 BGB (Inhalt und Hauptpflichten des Mietvertrags)

Abs. 1: Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet, dem Mieter den Gebrauch
der Mietsache während der Mietzeit zu gewähren…

Abs. 2: Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter die vereinbarte Miete zu entrichten.

§ 5 Abs. 1 StVO (Überholen)

Es ist links zu überholen.

Art. 29 Abs. 1 ScheckG (Vorlegungsfristen)

Ein Scheck, der in dem Lande der Ausstellung zahlbar ist, muss binnen acht Tagen zur
Zahlung vorgelegt werden.

● Gewährungen (du kannst!)

§ 903 BGB (Befugnisse des Eigentümers)

Satz 1: Der Eigentümer einer Sache kann, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter
entgegenstehen, mit der Sache nach Belieben verfahren und andere von jeder Einwir-
kung ausschließen.

Art. 2 GG (Persönliche Freiheitsrechte)

Abs. 1: Jeder hat das Recht, auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er  nicht
die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das
Sittengesetz verstößt.

Art. 12 GG (Berufsfreiheit)

Abs. 1 Satz 1: Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte
frei zu wählen.

1 Einführung in das Recht

● Das Recht hat die Aufgabe, das Zusammenleben der Menschen in der staatlichen
Gemeinschaft durch verlässliche Regeln zu ermöglichen und damit den Rechts-
frieden zu wahren.

!
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14 Themenkreis I: Recht

● Verbote (du darfst nicht!)

§ 12 StVO (Halten und Parken)

Abs. 1: Das Halten ist unzulässig
1. an engen und an unübersichtlichen Straßenstellen,
2. im Bereich von scharfen Kurven,
…

1.1.1 Die Sittlichkeit

Während das Recht grundsätzlich nur auf das äußere Verhalten des Menschen abzielt, strebt
die Sittlichkeit (Moral, Ethik) die Ordnung menschlichen Zusammenlebens durch ein in-
neres Verhalten an, das die Moral und letztlich das Gewissen vorgeben.

Die Sittlichkeit kennt zwar keine Erzwingbarkeit ihrer Normen, verlangt von den Men-
schen aber mehr als das Recht.

Beispiel  

● Gem. § 1601 BGB sind Verwandte in gerader Linie (das sind Eltern und Kinder) ver-
pflichtet, einander Unterhalt zu gewähren. Diese Vorschrift gilt nicht für Kinder unter-
einander.

Dass ein steinreicher Bruder seinen unverschuldet in wirtschaftliche Not geratenen Bruder
unterstützt, verlangt nicht das BGB, sondern die Sittlichkeit (Gewissen).

1.1.2 Die Sitte

Die Sitte will mit ihren Regeln das Zusammenleben der Menschen überschaubarer und
angenehmer gestalten. Sie verlangt, wie das Recht, ein bestimmtes äußeres Verhalten ohne
rechtlich verbindlich und erzwingbar zu sein.

Beispiele  

● Sie tragen saubere Kleidung in der Schule und im Büro. 

● Sie sind höflich und korrekt.

1.1.3 Änderungen des Rechts

Im Laufe der Jahrhunderte haben sich die Ansichten, was Recht ist, gewandelt. So war es
beispielsweise früher nicht unüblich, dass die Arbeitnehmer Kohlen und sonstige Feue-
rungsmittel mit ins Büro bringen mussten, damit das Arbeiten im Winter einigermaßen
erträglich war. Die damaligen Lehrlinge mussten ihrem Lehrherrn noch das Lehrgeld für
ihre eigene Ausbildung zahlen.

● Wenn wir uns nicht an die Gebräuche oder Anstandsregeln halten, müssen wir
nicht mit Strafe, sondern eher mit Verachtung und Ausgrenzung rechnen (die Men-
schen rümpfen die Nase).

!
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151 Einführung in das Recht

Beispiel  

● Mit der Erfindung des Computers oder der Landung auf dem Mond mussten Regeln ge-
schaffen werden, die die missbräuchliche Nutzung dieser Erfindungen verbieten und un-
ter Strafe stellen.

Durch die Rechtsprechung wird das Recht durch die Richter konkretisiert. Es ist leicht 
einzusehen, dass es nicht möglich ist, in einem Gesetz wirklich alle möglichen Fallgestal-
tungen zu regeln. Deshalb muss ein Gericht immer durch Rechtsanwendung das Recht kon-
kretisieren und auf den jeweiligen Fall anwenden. Dabei können grundsätzliche Sach-
verhalte beurteilt werden, die für viele andere Fälle bedeutsam sind (Grundsatzentschei-
dungen). In der Regel werden diese Entscheidungen der Gerichte vom Gesetzgeber in
künftige Rechtsvorschriften umgesetzt. 

Aus einer kleinen Auswahl von Beispielen über unzulässige und unwirksame Klauseln der AGB
nach der Rechtsprechung, die beispielsweise vom Gesetzgeber in das BGB übernommen wur-
den, soll dies deutlich werden.

Ausgewählte Fälle der Rechtsprechung 

➜➜ Mehrere Klauseln einer Online-Auktionsplattform sind unwirksam

In den AGB einer Internet-Auktionsplattform für Gebrauchtwagen wurden mehrere Klau-
seln beanstandet. 

Die Richter hielten es für unzulässig, die Gewährleistungsansprüche der Käufer generell
auszuschließen, da es den Vertragsparteien dadurch von vornherein unmöglich gemacht
wird, eigene Vereinbarungen über Bestehen und Inhalt der Gewährleistung zu treffen.

Außerdem erklärte das Gericht die Klausel für unwirksam, wonach der Kaufvertrag stets
automatisch bei Auktionsende mit dem Höchstbietenden zustande komme, da hierdurch
dem Verkäufer die Möglichkeit genommen werde, zu prüfen, ob er mit dem Ersteigerer,
dessen Namen er erst im Nachhinein erfährt, tatsächlich einen Vertrag schließen wolle. Bei
der beanstandeten Regelung habe der Verkäufer keine Möglichkeit, sein Kaufangebot bei
mangelndem Vertrauen zum Käufer oder fehlender Zahlungsbereitschaft zurückzuziehen.

➜➜ Die AGB „Das Aufreißen der Verpackung verpflichtet zum Kauf“ ist unwirksam

Über der Kasse eines Einkaufsmarkts für preiswerte Artikel des täglichen Bedarfs war ein
Hinweisschild mit folgendem Inhalt angebracht. „Das Aufreißen der Verpackung ver-
pflichtet zum Kauf der Ware.“

Der BGH erklärte diesen Hinweis für unwirksam und verurteilte den Betreiber des Ein-
kaufsmarkts das Schild zu entfernen. 

Das Gericht wertete das Hinweisschild als AGB, die der Inhaltskontrolle des § 307 BGB un-
terliegen. Diese Prüfung ergab, dass der Kunde durch das Hinweisschild entgegen den Ge-
boten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligt wird, wenn er im Fall des Auf-
reißens der Verpackung die Ware abnehmen und bezahlen muss, obwohl die Verpackung
ohne weiteres wieder hergestellt werden kann. In einem solchen Fall entstehen dem Ver-
kaufsmarkt nur ein geringer oder überhaupt kein Schaden. Somit stellt es eine unange-
messene Benachteiligung dar, wenn der Kunde die Ware trotzdem kaufen muss.
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16 Themenkreis I: Recht

➜ AGB bei Payback-Rabattkarte ist unzulässig

Das Landgericht München beanstandete die AGB eines so genannten Payback-Rabatt-
vereins. Bei den dabei verwendeten Payback-Chipkarten sammelt der Kunde mit jedem
Einkauf in einem dem Verbund angeschlossenen Unternehmen Punkte, die er später in
Bargeld umwandeln kann.

In dem verwendeten Anmeldeformular gab der Kunde eine Erklärung ab, dass er zur Nut-
zung seiner Daten für Werbezwecke durch die jeweiligen Partnerunternehmen und die in
diesem Zusammenhang beauftragten Dienstleistungsunternehmen einverstanden sei.

Das Gericht beanstandete, es sei unklar, an welche Unternehmen der Rabattverein die Um-
satz-, Einlöse- und Teilnehmerdaten des Kunden weiterleitet. Die Richter hielten ferner die
Vertragsklausel, wonach sich der Kunde damit einverstanden erklärt, zusätzliche Infor-
mationen und Angebote von Payback und den jeweiligen Partnerunternehmen zu erhal-
ten, für unzulässig. Diese Bestimmung erwies sich deshalb als problematisch, weil dadurch
auch unerlaubte Telefonwerbung möglich gewesen wäre. Der Payback-Rabattverein wurde
verurteilt, die weitere Verwendung der beanstandeten Klauseln zu unterlassen.

➜ Unzulässige Einschränkung der Reiseinsolvenzversicherung

Nach § 651 k Abs. 1 Nr. 1 BGB hat der Reiseveranstalter sicherzustellen, dass dem Rei-
senden der bezahlte Reisepreis erstattet wird, soweit Reiseleistungen infolge Zahlungs-
unfähigkeit oder Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Reiseveran-
stalters ausfallen. Wählt der Veranstalter zur Erfüllung dieser Verpflichtung den Abschluss
einer Versicherung, hat er dem Reisenden einen unmittelbaren Anspruch gegen den Ver-
sicherer zu verschaffen und dies durch Übergabe eines Sicherungsscheins nachzuweisen.
Zahlungen auf den Reisepreis vor Beendigung der Reise darf der Reiseveranstalter nur for-
dern oder annehmen, wenn er dem Reisenden einen entsprechenden Sicherungsschein
übergeben hat.

Die genannte Vorschrift sichert dem Reisenden daher einen vollständigen Schutz zu. Hier-
mit ist es nicht zu vereinbaren, wenn der Reiseveranstalter in den AGB den Versiche-
rungsschutz des Reisenden für Anzahlungen und Zahlungen bis zu einem bestimmten
Höchstbetrag und für weitere Zahlungen auf solche beschränkt, die binnen einer be-
stimmten Frist vor Reisebeginn erfolgen.

1.1.4 Rechtssubjekt – Rechtsobjekt

Das Rechtssubjekt ist immer eine natürliche oder eine juristische Person (Frage WER?),
an die sich die Rechtsnorm richtet.

Beispiele  

● Natürliche Personen sind alle Menschen (Sie und ich).

● Juristische Personen sind Personenvereinigungen oder Vermögensmassen
(AG, GmbH, die Stadt Ulm, die Industrie- und Handelskammer).

● Unser Recht ist kein für alle Zeiten festgelegtes Recht, sondern wird den Erfor-
dernissen der Wirtschaft und der Kultur angepasst.!
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171 Einführung in das Recht

Das Rechtsobjekt ist immer eine Sache oder ein nichtkörperlicher Gegenstand (Frage WEN
oder WAS?), auf den sich das Recht des Rechtssubjekts bezieht.

Beispiele  

● Kleider, Schuhe, Haus, Schreibtisch

1.1.5 Rechtsnormen

Rechtsnormen (normativ = richtungsweisend) oder Rechtssätze sind Regelungen in Ge-
setzen, die für eine Vielzahl von Menschen der Gesellschaft verbindlich sind.

Durch diese Vorschriften und Regelungen wird ein bestimmtes äußeres Verhalten der be-
troffenen Menschen erwartet.

Beispiele  

● § 823 BGB (Schadensersatzpflicht)

Abs. 1: Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die
Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt,
ist dem anderen zum Ersatze des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

● § 1239 BGB (Mitbieten durch Gläubiger und Eigentümer)

Abs. 1: Der Pfandgläubiger und der Eigentümer können bei der Versteigerung mitbie-
ten. 

1.2 Die Rechtsordnung des Staates

1.2.1 Das objektive Recht

Unter dem objektiven Recht ist die Gesamtheit aller geltenden Rechtssätze, Vorschriften
und Regeln eines Staates zu verstehen, die für alle gleichermaßen Gültigkeit haben. Hier
werden z. B. die rechtlichen Beziehungen der Menschen untereinander oder die Bezie-
hungen der Bürger zum Staat geregelt.

Beispiele  

● BGB, HGB regeln die Beziehungen der Bürger untereinander.

● GG, StGB regeln die Beziehungen zwischen Bürger und Staat.

1.2.2 Das subjektive Recht

Das subjektive Recht (Berechtigung) gewährt dem einzelnen Menschen rechtliche Be-
fugnisse für sein Tun oder Unterlassen.

RWV_4A_013-052  11.09.2011  15:00 Uhr  Seite 17



18 Themenkreis I: Recht

Beispiele  

● Der Käufer kann vom Verkäufer auf Grund eines abgeschlossenen Kaufvertrages gem.
§ 433 Abs. 1 BGB die Übergabe der gekauften Sache und die Eigentumsübertragung
verlangen.

● Wenn Sie am Kiosk eine Zeitung kaufen, können Sie diese lesen und dann in einen Alt-
papiercontainer werfen; Sie können die Zeitung aber auch ungelesen verschenken oder
zum Einpacken verwenden.

Sobald Sie also Eigentümer der gekauften Sache geworden sind, können Sie mit dieser Sa-
che im Rahmen des Art. 14 GG (Eigentum, Erbrecht und Enteignung) und § 903 BGB (Be-
fugnisse des Eigentümers) nach Belieben verfahren.

1.3 Recht und Gerechtigkeit

Rechtsvorschriften sollen die zwischenmenschlichen Beziehungen regeln. Nun kann es
aber vorkommen, dass eine Straße nicht gebaut werden kann, weil einige Grundstücksei-
gentümer ihre Grundstücke, die zum Bau der Straße notwendig sind, nicht zur Verfügung
stellen. Sie wollen diese Straße nicht. Für die Allgemeinheit ist aber der Bau der Straße
wichtig.

Wenn nun die Eigentümer enteignet werden und die Straße doch gebaut wird, so werden
diese Bürger die gerichtliche Entscheidung als „ungerecht“ empfinden. Die Allgemeinheit
wird jedoch dieser Entscheidung dankbar zustimmen.

Hier wird deutlich, wie schwierig es ist, Recht und Gerechtigkeit in völlige Übereinstim-
mung zu bringen.

Die Gerechtigkeit wird durch die Göttin Justitia oder Gerechtigkeitsgöttin
symbolisiert:

Augenbinde = Gleichbehandeln (neutral, objektiv, unparteiisch)

Schwert = Durchsetzung des Rechts

Waage = Abwägen zwischen Recht und Unrecht

GerechtigkeitRecht

● Recht ist immer der Wille zur Gerechtigkeit. Gerechtigkeit heißt, dass alle Bürger
am gleichen Maß gemessen werden sollen. Ohne Ansehen der Person soll gerichtet
werden.

!
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● Recht = Ordnung menschlichen Zusammenlebens durch Gebote, Gewährun-
gen und Verbote.

● Sitte = das unter Menschen übliche Verhalten ohne rechtlichen Anspruch.

● Moral = richtet sich an die Gesinnung des Menschen ohne äußerlichen Zwang.

!

Zusammenfassung  

Gebote
(du sollst!)

Gewährungen
(du kannst!)

Verbote
(du darfst nicht!)

Staaliche Gemeinschaft
braucht Regeln

§§

RECHT

RECHTSORDNUNG

RECHTSSICHERHEIT

GERECHTIGKEIT

RECHTSFRIEDEN
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